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VORWORT

Zu viele Menschen in der Schweiz sind in ihrem Alltag 
von Rassismus und Antisemitismus betroffen. Ange­
sichts dieser besorgniserregenden Tatsache reicht 
punktuelles Handeln nicht aus. Unser Engagement 
muss langfristig angelegt sein, mit einer klaren gemein­
samen Vision. 

Die Verabschiedung der Strategie gegen Rassismus 
und Antisemitismus ist ein wichtiger Schritt hin zu mehr 
Prävention und Schutz. Zum ersten Mal gibt sich unser 
Land einen koordinierten Rahmen, um diese Verletzun­
gen der Grundrechte strukturiert und systematisch zu 
bekämpfen und so den gesellschaftlichen Zusammen­
halt zu stärken.

Die vorliegende Strategie dient als gemeinsames Refe­
renzinstrument für Bund, Kantone und Gemeinden 
und für alle beteiligten Akteurinnen und Akteure der 
Zivilgesellschaft, der Wissenschaft, der Wirtschaft und 
der Medien. Sie soll den Einsatz der Schweiz gegen 
Rassismus und Antisemitismus stärken und struk­
turieren und erinnert daran, dass das Ausmass des 
Problems das Engagement der ganzen Gesellschaft 
erfordert. Die Strategie erlaubt es, die Phänomene zu 
benennen, ihre Mechanismen zu verstehen, sie sicht­
bar zu machen und zu entschärfen. Zudem dient sie 
dazu, die notwendigen Massnahmen zur Bekämpfung 
der verschiedenen Formen von rassistischer Diskrimi­
nierung zu ergreifen. 

Im Mittelpunkt dieser Strategie steht das 4x4-Modell, 
das alle Bereiche der Bekämpfung von Rassismus 
und Antisemitismus abdeckt. Es ist so konzipiert, dass 
es praxistauglich und auf allen staatlichen Ebenen 
anwendbar ist. Es zeigt auf, was sinnvoll ist zu tun, und 
wie es zu tun ist. Das Modell bietet einen praktischen 
Leitfaden zur Entwicklung geeigneter Massnahmen 
und Aktivitäten. Es definiert klare Prioritäten und liefert 
eine echte Handlungsmethodik. Darüber hinaus denkt 
es die Prävention von Rassismus als Querschnittsauf­
gabe. 

Die Strategie zur Bekämpfung von Rassismus und 
Antisemitismus ist ein erster Schritt, ein grosser Schritt 
vorwärts. Sie verlangt aber auch die gemeinsame 
Erarbeitung eines messbaren und entwicklungsfähi­

gen Aktionsplans. Ein Plan, der es ermöglicht, Fort­
schritte und Versäumnisse zu verfolgen, Massnahmen 
anzupassen und die Wirksamkeit der Bekämpfung 
von Rassismus und Antisemitismus zu erhöhen. Der 
Erfolg hängt von uns allen ab: Bürgerinnen und Bürgern, 
Behörden, Organisationen der Zivilgesellschaft, Wissen­
schaft, Wirtschaft und Medien. Alle haben eine Rolle zu 
spielen, eine Verantwortung zu übernehmen, um diese 
Strategie in konkrete und solidarische Handlungen zu 
übersetzen. 

Der Kampf gegen Rassismus und Antisemitismus ist 
eine gemeinsame und dauerhafte Aufgabe. Indem wir 
unsere Kräfte und Ressourcen bündeln, senden wir 
ein starkes Signal: das Signal einer Schweiz, die sich 
für Respekt, Gleichheit, Gerechtigkeit und Inklusion 
entscheidet. Ziel ist es, dass in unserem Land alle in 
Sicherheit und Vertrauen leben können, unabhängig 
von Herkunft, Hautfarbe oder tatsächlichen oder zuge­
schriebenen kulturellen oder religiösen Merkmalen. Die 
Grundrechte einiger nicht zu respektieren, schwächt 
die Rechte aller Mitglieder unserer Gesellschaft und 
verrät die in unserer Verfassung verankerten Grund­
werte.  

Elisabeth Baume-Schneider
Bundesrätin, Vorsteherin des Eidgenössischen 
Departements des Innern (EDI)
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1 AUFTRAG

Im Sommer 2024 hat das Parlament die Motion 23.4335 
der Staatspolitischen Kommission des Nationalrats mit 
dem Titel «Für eine Strategie und einen Aktionsplan 
gegen Rassismus und Antisemitismus» angenommen. 
Damit wurde der Bundesrat beauftragt, «gemeinsam mit 
den Kantonen eine Strategie und einen Aktionsplan gegen 
Rassismus und Antisemitismus auszuarbeiten, die Bund, 
Kantone und Gemeinden entsprechend ihren Aufgaben 
und Verantwortlichkeiten in die Pflicht nehmen».

Der Bundesrat legt hiermit die nationale Strategie mit 
einer Laufzeit bis 2031 vor. Er beauftragt die Fach­
stelle für Rassismusbekämpfung damit, ab 2026 mit 
den zuständigen Bundesstellen, den Kantonen, Städ­
ten und Gemeinden einen Aktionsplan mit konkreten 
Massnahmen zu erarbeiten und dessen Umsetzung zu 
koordinieren. 

Rassismus und Antisemitismus sind in der Schweiz 
eine beständige Realität, unabhängig von gesellschaft­
licher Diversität oder aktuellen Ereignissen im In- und 
Ausland. Die letzten Jahre waren aber zunehmend 
geprägt von tiefgreifenden globalen gesellschaftli­
chen und politischen Erschütterungen. Diese haben 
die Dringlichkeit des Kampfes gegen Rassismus und 
Antisemitismus noch deutlicher gemacht. Die interna­
tionale Black-Lives-Matter-Bewegung hat auch hierzu­
lande strukturellen Rassismus ins öffentliche Bewusst­
sein gerückt und eine breite gesellschaftliche Debatte 
angestossen. Die COVID-19-Pandemie hat bestehende 
gesellschaftliche Ungleichheiten verschärft1 und zugleich 
neue Formen von Ausgrenzung sowie rassistische und 
antisemitische Verschwörungserzählungen gefördert. Der 
Krieg im Mittleren Osten wiederum hat zu einer Zunah­
me von antisemitischen und antimuslimischen Vorfällen 
geführt, Bündnisse geschwächt und gesellschaftliche 
Spannungen verschärft. So verzeichnete etwa das 
Beratungsnetz für Rassismusopfer im Jahr 2024 knapp 
40% mehr Fälle als im Vorjahr.2 

Diese Entwicklungen verdeutlichen, dass Rassis­
mus und Antisemitismus keine Randphänomene sind, 
sondern eine Herausforderung für die demokratische 
Grundordnung darstellen. Diese Lage macht deutlich, 
dass fundierte und langfristige Gegenstrategien erfor­
derlich sind. 

2 AUSGANGSLAGE

1 Siehe dazu bspw. Martínez, Isabel Z., Kopp, Daniel et al. (2021) (Hg.: KOF Konjunkturforschungsstelle, ETH Zürich): Corona und Ungleichheit in der Schweiz-Eine erste 
Analyse der Verteilungswirkungen der Covid-19-Pandemie. https://kof.ethz.ch

2 Siehe dazu Rassismusvorfälle in der Beratungspraxis 2024: www.network-racism.ch/rassismusberichte

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20234335
https://kof.ethz.ch
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2.1 EINE AUF WISSEN 
BASIERENDE STRATEGIE 
Vor diesem Hintergrund wurde die vorliegende Strate­
gie auf der Grundlage bestehender Erkenntnisse und 
Forschung im Bereich der Rassismus- und Antisemi­
tismusbekämpfung erarbeitet. Sie stützt sich insbeson­
dere auf das kontinuierliche Monitoring der Fachstelle 
für Rassismusbekämpfung (FRB), das seit 2010 aktu­
elle Entwicklungen, Diskriminierungserfahrungen und 
Vorfälle dokumentiert. 

Das Monitoring zeigt, dass in der Schweiz Bevöl­
kerungsgruppen sowie Minderheiten leben, welche 
besonders von rassistischer Diskriminierung oder 
rassistischem Verhalten betroffen sind. Rassistische 
Diskriminierung und feindliche Einstellungen sind in 
der Schweiz gegenüber Menschen aufgrund ihrer 
Hautfarbe, ihrer tatsächlichen oder zugeschriebenen 
muslimischen beziehungsweise jüdischen Religions­
zugehörigkeit, ihrer tatsächlichen oder zugeschriebe­
nen Nationalität oder ethnischen Herkunft oder ihrer 
reisenden Lebensweise verbreitet. So gaben 2024 17% 
der Wohnbevölkerung zwischen 15 und 88 Jahren an, 
in den letzten fünf Jahren rassistische Diskriminierung 
erfahren zu haben. Die negativen Einstellungen gegen­
über Schwarzen, jüdischen, muslimischen und aus­
ländischen Personen nahmen in den letzten Jahren ab, 
2024 stiegen sie erstmals seit Messbeginn wieder an.3 
Die Erkenntnisse qualitativer Forschung der letzten 
Jahre4 lassen sich grob wie folgt zusammenfassen:

Rassismus als strukturelles und institutionelles 
Phänomen: Rassismus zeigt sich nicht nur in indivi­
duellen Vorurteilen, sondern in systematischen alltags­
prägenden Benachteiligungen. Diese betreffen zentrale 
Lebensbereiche wie Arbeit, Bildung, Wohnen, Polizei 
und Justiz sowie die Verwaltung und erschweren den 
Zugang zu Beratung sowie zu rechtlichen und anderen 
Schutzmechanismen. Diese Benachteiligungen können 
auch als indirekte Diskriminierung auftreten, wenn 
Politiken, Praktiken oder gesetzliche Regelungen zwar 
neutral erscheinen, in der Wirkung jedoch bestimmte 
Personen oder Gruppen unzulässig benachteiligen. 

Unterschiedlichkeiten stärker berücksichtigen:
Ob anti-Schwarzer Rassismus, Antisemitismus, anti­
muslimischer Rassismus oder Rassismus gegenüber 
Jenischen, Sinti/Manouches oder Roma oder andere 
Formen von Rassismus5, sie zeichnen sich alle aus 
durch Ungleichheit und Abwertung sowie den Kampf der 
Betroffenen um Anerkennung. Aber unterschiedliche 
Rassismen haben eine unterschiedliche Geschichte und 
unterschiedliche Erscheinungsformen. Diese Besonder­
heiten gilt es zu verstehen und zu berücksichtigen, um 
zielführende Antidiskriminierungsmassnahmen ergrei­
fen zu können. Dafür braucht es aber spezifisches Wis­
sen und rassismusrelevante, gruppenbezogene Daten.6 

Unzureichende Datenlage: Trotz vorhandener Er­
kenntnisse bestehen weiterhin erhebliche Daten- und 
Forschungslücken. Diskriminierung bleibt häufig 
unsichtbar, da viele Fälle nicht erfasst werden. Struktu­
relle Mechanismen werden unzureichend dokumentiert 
und verstanden. Die vorhandenen Monitoring-Systeme 
bilden eine wichtige Grundlage, die durch eine engere 
Zusammenarbeit zwischen datenerfassenden Stellen 
der Zivilgesellschaft und der Behörden weiter gestärkt 
werden kann. Einheitliche und weitreichendere Daten­
erhebungen oder -erfassungen durch die zuständigen 
Stellen sind eine zentrale Voraussetzung für wirksame 
Massnahmen. Darüber hinaus sind vertiefte Studien 
und Forschung notwendig, um die Ursachen, Mecha­
nismen und Auswirkungen von Diskriminierung syste­
matisch zu analysieren und evidenzbasierte Strategien 
zu entwickeln.

Diskurse als Verstärker von Ausgrenzung: Gesell­
schaftliche und politische Debatten sowie mediale Dar­
stellungen tragen nicht selten dazu bei, diskriminieren­
de Muster zu verfestigen. So werden häufig stereotype 
Bilder, etwa über muslimische Personen oder Schwar­
ze Menschen, in Politik, Medien, Lehrmitteln oder in der 
Alltagskommunikation reproduziert und tragen dazu 
bei, Ausgrenzung zu normalisieren. Auch fehlendes 
Wissen, etwa über jüdisches Leben oder die Geschich­
te der Jenischen und Sinti oder der Roma begünstigt 
Missverständnisse, Vorurteile und Ausgrenzung. Um 
aktuelle Formen von Rassismus zu verstehen, genügt es 
nicht, nur einzelne Vorfälle zu betrachten. Sie müssen 
in ihrer historischen Entwicklung gesehen werden. Eine 

3 Siehe dazu: www.frb.admin.ch/rassismus-in-zahlen 
 4 Genannt seien hier exemplarisch: Trucco, Noemi; Dehbi, Asmaa; Dziri, Amir und Schmid, Hansjörg (2025): Antimuslimischer Rassismus in der Schweiz: 	
	 Grundlagenstudie. Fribourg, Schweizerisches Institut für Islam und Gesellschaft; Portmann, Lea; Bührer, Patricia; Balthasar, Andreas (2024): Grundlagen-
	 bericht zum Monitoring von rassistischer und antisemitischer Diskriminierung. Bericht zuhanden der Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB). 
	 Luzern, Interface; EKR (2023): Rassismus und Repräsentation gesellschaftlicher Diversität in Lehrmitteln. Studie, Zusammenfassung und Empfehlungen 	
	 der EKR; Mugglin, Leonie; Efionayi, Denise; Ruedin, Didier und D’Amato, Gianni (2022): Struktureller Rassismus. Neuenburg: Schweizerisches Forum für 	
	 Migrations- und Bevölkerungsstudien; Stahel, Lea (2020): Status quo und Massnahmen zu rassistischer Hassrede im Internet: Übersicht und Empfehlun-	
	 gen; Balthasar, Andreas; Bucher, Noëlle (2020): Evaluation der Massnahmen gegen Antisemitismus von Bund, Kantonen und Gemeinden. 
	 Bericht zuhanden der Fachstelle für Rassismusbekämpfung FRB. Luzern, Interface.
5 Siehe dazu www.frb.admin.ch/de/spezifische-rassismen
6 Für weitere Informationen siehe www.frb.admin.ch/de/spezifische-rassismen

http://www.frb.admin.ch/rassismus-in-zahlen
http://www.frb.admin.ch/de/spezifische-rassismen
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kritische Auseinandersetzung mit diesen Zusammen­
hängen ist eine wichtige Voraussetzung, um Diskriminie­
rung wirksam und nachhaltig abbauen zu können.

Handlungsbedarf bei Prävention, Schutz und Parti-
zipation: Um Rassismus wirksam entgegenzutreten, 
braucht es eine Reihe gezielter Massnahmen. Dazu 
gehören neben soliden Datengrundlagen die verstärkte 
Präventions- und Sensibilisierungsarbeit in öffentlichen 
Institutionen, niederschwellige Meldesysteme, der 
verbesserte Schutz vor Gewalt und ein besserer recht­
licher Schutz. Präventions- und Sensibilisierungsarbeit 
sollte dabei so ausgerichtet sein, dass sie langfristig 
zur Veränderung der institutionellen Kultur beiträgt und 
strukturellem Rassismus entgegenwirkt. Ebenso zent­
ral ist die aktive Einbindung und Beteiligung der betrof­
fenen Communities.

In Hinblick auf die Erarbeitung der Strategie fand 
zwischen November 2024 und Januar 2025 ein Stake-
holder-Hearing bei Behörden aller drei Staatsebenen, 
ausserparlamentarischen Kommissionen, der Zivilge­
sellschaft und der Wissenschaft statt.7 Ziel war es, die 
aktuellen Herausforderungen, Bedarfe und Handlungs­
prioritäten im Kampf gegen Rassismus und Antisemi­
tismus zu erfassen. 

Die Ergebnisse bestätigten die bereits skizzierten Pro­
blemlagen und verdeutlichten zusätzliche Spannungs­
felder: Die Thematik wird politisch mit unterschiedlicher 
Priorität behandelt. Zudem werden struktureller Rassis­
mus und Überschneidungen mit anderen Diskriminie-
rungsformen bisher nur unzureichend berücksichtigt. 
Die Rassismusbekämpfung wird durch polarisierte 
öffentliche Debatten, ein angespanntes politisches und 
mediales Umfeld sowie die Sorge, unterschiedliche 
Rassismen könnten hierarchisiert werden, erschwert.
 
Die Praxisakteure fordern vor allem eine dauerhafte 
Finanzierung und stärkere politische Anerkennung, um 
ihre Arbeit langfristig zu sichern. Zudem sprachen sie 
sich für eine bessere Koordination zwischen allen Ebe­
nen, mehr Forschung und Daten, eine systematische 
Evaluation und Wirkungsmessung von Massnahmen 
sowie die Verbesserung des rechtlichen Schutzes aus.

Übergreifend hoben die Teilnehmenden zentrale Quer­

schnittsthemen hervor, die in einer nationalen Stra­
tegie zwingend berücksichtigt werden müssen: die 
gezielte Bekämpfung spezifischer Formen von Rassis­
mus, der aktive Einbezug von Betroffenen, sowie eine 
konsequentere Auseinandersetzung mit strukturellem 
Rassismus und den vielfältigen Überschneidungen von 
Diskriminierungen.

Als weitere Grundlage für die Strategie wurde eine 
Evaluation der von Bund, Kantonen und Gemein-
den umgesetzten Massnahmen zur Bekämpfung von 
Rassismus und Antisemitismus vorgenommen.8 Die 
Massnahmenevaluation kommt zum Schluss, dass in 
den vergangenen Jahren im Bereich der Rassismus- 
und Antisemitismusbekämpfung wichtige Fortschrit­
te erzielt werden konnten. Strategische Ansätze im 
Rahmen der Kantonalen Integrationsprogramme (KIP) 
sowie neue rechtliche Grundlagen wie die Verordnung 
über Massnahmen zur Unterstützung der Sicherheit 
von Minderheiten mit besonderen Schutzbedürfnis­
sen (VSMS; SR. 311.039.6) haben die Arbeit gestärkt. 
Parallel dazu wurden spezifische Strategien entwickelt, 
Beratungsangebote für Betroffene ausgebaut und damit 
auch die Erfassung von Vorfällen verbessert sowie Pro­
jekte und Initiativen gefördert. Auch der Wissens- und 
Erfahrungsaustausch hat an Bedeutung gewonnen. 
Besonders die Städte fungieren als Laboratorien der 
Rassismusbekämpfung und liefern wichtige Erkennt­
nisse, insbesondere durch ihre Kooperationen mit der 
Zivilgesellschaft und der Umsetzung innovativer Projek­
te und Strategien. Durch verbesserte Datenerhebungen 
und das kontinuierliche Monitoring der Fachstelle für 
Rassismusbekämpfung (FRB) steht heute eine solidere 
Informationsbasis zur Verfügung. 

Gleichzeitig benennt der Evaluationsbericht jedoch 
erhebliche Lücken. So kann die Koordination zwischen 
den beteiligten Akteuren weiter verbessert werden. 
Zudem sind die eingesetzten Mittel begrenzt und die 
Ansätze uneinheitlich, nicht zuletzt aufgrund unter­
schiedlicher Verständnisse von Rassismus. Rechtliche 
und institutionelle Schwächen, vor allem im Umgang 
mit strukturellem Rassismus und Hass im Internet, 
erschweren die wirksame Bekämpfung. Online-Ras­
sismus ist dabei besonders herausfordernd, da sich 
Inhalte rasch verbreiten und die rechtlichen Rahmenbe­
dingungen häufig unklar sind. Beratungsangebote sind 

7 Fachstelle für Rassismusbekämpfung (2025): Strategie gegen Rassismus und Antisemitismus – Ergebnisse des Hearings. 
8 Portmann, Lea; Thorshaug, Kristin; Bührer, Patricia; Balthasar, Andreas (2025): Massnahmen gegen Rassismus und Antisemitismus. 
	 Bericht zuhanden der Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB). Interface Politikstudien Forschung Beratung, Luzern.
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2.2	 RECHTLICHE 
GRUNDLAGEN
Die Strategie stützt sich auf dieses Wissen aus For­
schung, Monitoring und den Einbezug relevanter Akteure 
und ist in einem klaren rechtlichen Rahmen verankert. 
Sie knüpft an die Verpflichtungen der Schweiz aus dem 
UN-Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Rassendiskriminierung (ICERD; SR. 0.104) an, welches 
die Schweiz 1994 ratifiziert hat. Das Übereinkommen 
verpflichtet die Vertragsstaaten, eine Politik zur Besei­
tigung jeder Form der Rassendiskriminierung und zur 
Förderung des gegenseitigen Verständnisses zu verfol­
gen (Art. 2 ICERD). 

Für die Schweiz verbindliche europäische Instrumente 
sind neben der Europäischen Konvention zum Schut­
ze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK; 
SR. 0.101) das Europäische Rahmenübereinkommen 
zum Schutz nationaler Minderheiten. Als Leitlinien 
gelten ausserdem die Empfehlungen der Europäischen 
Kommission gegen Rassismus und Intoleranz (ECRI). Die 
Strategie soll deshalb auch einen konkreten Rahmen für 
die Umsetzung internationaler Empfehlungen schaffen, 
insbesondere um die strukturellen und institutionellen 
Dimensionen von Rassismus durch die Berücksichtigung 
internationaler Vorgaben wirksam zu bekämpfen.

Die rechtliche Verankerung des Gleichheitsgebots und 
des Nichtdiskriminierungsprinzips ist in der Bundesver­
fassung (Art. 8 BV) festgeschrieben. Nach Art. 8 und 
35 BV sowie dem ICERD ist die Schweiz zu präventiven, 
schützenden und abhelfenden Massnahmen verpflich­
tet. Bund und Kantone tragen eine positive Schutzpflicht, 
rassistische Diskriminierung effektiv zu verhindern, zu 
untersuchen und zu sanktionieren und die tatsächliche 
Gleichstellung durch geeignete rechtliche, organisatori­
sche und finanzielle Vorkehren zu verwirklichen.

Strafrechtlich wird schwerwiegendes rassistisches 
Verhalten durch Art. 261bis Strafgesetzbuch (StGB; SR. 
311.0) und Artikel 171c im Militärstrafgesetz (MStG; SR 
321.0) (Verbot der Diskriminierung und Aufruf zu Hass) 
geahndet. Strafbar macht sich namentlich, wer eine von 
ihm angebotene Leistung, die für die Allgemeinheit be­
stimmt ist, einer Person oder einer Gruppe von Perso­
nen wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion verweigert.

Dennoch werden im Schweizer Recht Lücken festge­
stellt: Anders als in den EU-Staaten gibt es keine um­
fassende Antidiskriminierungsgesetzgebung9. Gerade 
im Privatrecht beruht der Schutz für Betroffene, etwa 
bei Diskriminierung durch Vermieterinnen und Vermieter, 
Arbeitgebende oder Vereine deshalb auf den allgemei­
nen Regeln. Verfahren sind zum Teil schwer zugänglich 
und die Beweislastverteilung und Kostenrisiken wir­
ken abschreckend10, wobei zusätzlich die emotiona­
le Belastung einer solchen Auseinandersetzung viele 
Betroffene von einer Rechtsverfolgung abhält. Hinzu 
kommen regionale Unterschiede beim Zugang zu Be­
ratungsangeboten sowie institutionelle Schwächen und 
praktische Herausforderungen, beispielsweise im Um­
gang mit Hassrede im Internet. Anzumerken ist, dass 
etwa im Miet- und Arbeitsrecht schon heute kostenlose 
Schlichtungsverfahren bestehen.

Für einen wirksamen Schutz ist daher die Durchsetzung 
des geltenden Rechts erforderlich. Ein Ausbau der recht­
lichen Mechanismen, wie er von der Eidgenössischen 
Kommission gegen Rassismus (EKR) gefordert wird11, 
möglicherweise mit einem allgemeinen Gleichbehand­
lungsgesetz, könnte allenfalls Verbesserungen bringen. 
Des Weiteren sind ein niederschwelliger Zugang zu 
Beratung und Unterstützung sowie eine bessere Koordi­
nation bestehender Angebote unerlässlich.

regional unterschiedlich ausgebaut und oft zu wenig 
bekannt, was nicht nur die Unterstützung Betroffener 
beeinträchtigt, sondern auch das Monitoring. Zudem 
fehlt es an Forschung, insbesondere an Analysen zur 
Wirksamkeit bestehender Massnahmen.

9	 Siehe dazu Schweizerisches Institut für Rechtsvergleichung, O. Gaillard et al. (2025) (Hg.: EKR): Zivilrechtlicher Diskriminierungsschutz in Europa im Vergleich – 
	 Synthesebericht.
10	 Pärli, Kurt; Naguib, Tarek (2025) (Hg.: EKR): Schutz vor rassistischer Diskriminierung im Privatrecht – Analyse und Lösungsvorschläge.
11 Siehe «Manifest für ein allgemeines Gleichbehandlungsgesetz in der Schweiz», https://www.ekr.admin.ch/publikationen/d119/1402.html

https://www.ekr.admin.ch/publikationen/d119/1402.html
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2.4 HANDLUNGSBEDARF
Die dargelegte Ausgangslage macht deutlich, dass 
sich Rassismus und Antisemitismus in systematischen 
Benachteiligungen, Ausgrenzungen und Bedrohungen 
äussern. Der Bedarf nach institutionellen und struktu­
rellen Antworten auf dieses gesellschaftliche Problem 
ist evident.

Vor diesem Hintergrund und aus den Ergebnissen des 
Stakeholder-Hearings und des Evaluationsberichts 
ergibt sich ein klarer Handlungsbedarf in drei Bereichen, 
um bestehende Lücken in der Prävention und Bekämp­
fung von Rassismus und Antisemitismus zu schliessen.

Stärkung des Orientierungsrahmens: Stärken der 
Koordination und eines gemeinsamen Verständnis­
ses von Rassismus sowie Festlegen verbindlicher 

2.3	 RASSISMUS- 
UND ANTISEMITISMUS-
VERSTÄNDNIS
Aufbauend auf diesem Wissens- und Rechtsrahmen 
orientiert sich die Strategie an einem universellen 
Rassismusverständnis, das unter Rassismus jede Ideo­
logie und/oder Praxis versteht, die Menschen aufgrund 
ihrer Physiognomie und/oder ihrer tatsächlichen oder 
zugeschriebenen ethnischen, nationalen oder religiösen 
Zugehörigkeit einteilt und hierarchisiert. Rassismus um­
fasst auch die oft unabsichtliche oder unbewusste Hie­
rarchisierung von Menschen und Bevölkerungsgruppen, 
welche gesellschaftliche Strukturen, Institutionen und 
Dynamiken prägt und zu Machtverhältnissen, Ausgren­
zungen und Privilegien führt oder diese aufrechterhält.12

Rassismus wird also nicht nur als individuelles Fehlver­
halten oder Gewalt verstanden, sondern als strukturell 
und institutionell verankertes Phänomen, das tief in 
gesellschaftlichen Machtverhältnissen eingebettet ist.13  

Dabei wirkt Rassismus häufig latent oder unbewusst. 
Zwar müssen die zugrunde liegenden feindseligen Ein­
stellungen nicht unmittelbar in diskriminierende Hand­
lungen münden, prägen aber ein gesellschaftliches 
Klima, das Diskriminierung begünstigt oder verharmlost. 
Die Erhebung Zusammenleben in der Schweiz zeigt be­
sonders hohe Ablehnungswerte gegenüber als «auslän­
disch» wahrgenommenen Personen. Bei der Feindselig­
keit gegenüber ausländischen oder als ausländisch oder 
«fremd» wahrgenommenen Personen spricht man von 
Fremdenfeindlichkeit (Xenophobie). Angesichts dessen 
und der Tatsache, dass Menschen mit Migrationsge­
schichte in der Schweiz deutlich häufiger Diskriminie­
rung erleben als Menschen ohne Zuwanderungshinter­
grund, macht die enge Verflechtung von Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit sichtbar. In der Praxis lassen sich 
die beiden Phänomene schwer voneinander trennen, 
weshalb zunehmend auch vom sogenannten «antimig­
rantischen Rassismus» die Rede ist. Rassismus äussert 
sich in Vorurteilen, Feindlichkeit oder Benachteiligung, 
aber auch in Aggressionen, Hetze sowie Gewalt und An­
griffen auf die körperliche Integrität oder das Eigentum 
von Personen oder Institutionen.

Allen Rassismen ist gemeinsam, dass sie Formen 
gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit darstellen. 
Sie müssen daher in ihrer Gesamtheit verstanden und 
adressiert werden. Zugleich weist jede Form spezi­
fische historische, gesellschaftliche und kontextuelle 
Besonderheiten auf. Antisemitismus ist dabei mit Blick 
auf die europäische Geschichte als eigenständige 
Erscheinung zu berücksichtigen, wie es das Parlament 
für die vorliegende Strategie ausdrücklich gefordert hat.

Eine wirksame Strategie verbindet deshalb globale 
Ansätze mit gezielten, kontext- und gruppensensiblen 
Massnahmen. Sie berücksichtigt sowohl gemeinsa­
me Strukturen rassistischer Diskriminierung als auch 
gruppenspezifische Erfahrungen, einschliesslich Anti­
semitismus. Die Strategie schafft einen übergeordne­
ten Orientierungsrahmen und definiert Ziele, welche im 
Rahmen des Aktionsplans in differenzierte Massnah­
men übersetzt werden. Das zugrunde liegende Rassis­
musverständnis dient nicht nur als Grundlage für das 
Verwaltungshandeln, sondern ist zugleich eine Einla­
dung an Bundesstellen, Kantone, Gemeinden, Orga­
nisationen und Institutionen, sich aktiv mit Rassismus 
auseinanderzusetzen und Verantwortung zu überneh­
men.

12 Siehe Glossar der FRB auf www.frb.admin.ch 
13 Siehe Mugglin, Leonie et al. (2022): Struktureller Rassismus.  

http://www.frb.admin.ch
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Zuständigkeiten und Minimalvorgaben, um die kohä­
rente Umsetzung der nationalen Strategie zu gewähr­
leisten.

Ausbau des rechtlichen und institutionellen Rahmens: 
Identifizierung und Schliessen von Lücken im Rechts­
schutz und Gewährleistung eines wirksamen Schutzes vor 
Diskriminierung sowie Verankerung der Rassismusprä­
vention in den Regelstrukturen.

Verstärkte Evidenzorientierung: Systematische 
Weiterentwicklung von Forschung, Monitoring und 
Wirkungsanalysen, um auf der Grundlage von Wissen 
Massnahmen fundiert zu steuern und deren Effektivität 
messbar zu machen.

Die Strategie strebt an, diesem Handlungsbedarf zu 
begegnen, indem sie einen kohärenten und auf Wissen 
basierenden Rahmen bietet, der die zielgerichtete 
Weiterentwicklung von Bestehendem unterstützt und 
damit die Rassismusprävention nachhaltig stärkt.
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Strategisches Ziel 1: Die Strategie schafft einen aner­
kannten, kohärenten Bezugsrahmen, der Bund, Kanto­
nen, Städten und Gemeinden als inhaltliche Grundlage 
für Strategien und Massnahmen gegen Rassismus und 
Antisemitismus dient. 

Strategisches Ziel 2: Strategien und Massnahmen von 
Bund, Kantonen, Städten und Gemeinden sind auf die 
in der Strategie definierten nationalen Leistungsziele 
abgestimmt, sodass sie konsistent ineinandergreifen 
und Doppelspurigkeiten vermieden werden.

Strategisches Ziel 3: Mit der Strategie werden trag­
fähige Strukturen für die Koordination zwischen Bund, 
Kantonen, Städten, Gemeinden, Zivilgesellschaft 
und betroffenen Communities etabliert, die eine ab­
gestimmte Planung, Umsetzung und Ergänzung von 
Massnahmen gewährleisten. 

Strategisches Ziel 4: Die Strategie fördert bei Behörden, 
öffentlichen Institutionen und Zivilgesellschaft eine 
gelebte Praxis des kontinuierlichen Lernens, des 
Kompetenzaufbaus und des gemeinsamen Engage­
ments im Umgang mit Rassismus und Antisemitismus, 
die von den Akteuren eigenverantwortlich getragen wird. 

Strategisches Ziel 5: Die Strategie trägt dazu bei, 
dass die Prävention von Rassismus und Antisemitis­
mus dauerhaft in den Strukturen und Prozessen von 
Behörden und öffentlichen Institutionen verankert wird.

3 STRATEGISCHE 
ZIELE

Vor diesem Hintergrund wurde die vorliegende nationale 
Strategie entwickelt, die den Kampf gegen und die Prä­
vention von Rassismus und Antisemitismus verbindlich 
verankert, die Ansätze auf nationaler Ebene harmonisiert 
und allen Akteuren als Orientierungsrahmen für eigene 
Strategien dient.

Dabei kann die Strategie auf bestehende Erfahrungen 
und Strukturen zurückgreifen, insbesondere auf die im 
Rahmen der Kantonalen Integrationsprogramme (KIP) 
entwickelten Ansätzen. Diese haben in den letzten 
Jahren wesentlich dazu beigetragen, Praxiserfahrungen 
zu sammeln und Kooperationsstrukturen zu etablieren 
unter gleichzeitiger Berücksichtigung kantonaler Beson­
derheiten. Die Strategie baut auf diesen Vorarbeiten auf 
und trägt dazu bei, sie weiterzuentwickeln und schweiz­
weit zu stärken.

Die Strategie stärkt den Dialog und die Koordination 
zwischen Bund, Kantonen, Städten, Gemeinden und 
weiteren Partnern der Rassismusprävention. Sie trägt 
dazu bei, kantonale Unterschiede zu verringern und 
gemeinsame Praxis zu fördern.

Damit entsteht ein gemeinsamer Handlungsrahmen, der 
Zielsetzungen formuliert, zu einem einheitlichen Ver­
ständnis von Rassismus und Antisemitismus beiträgt 
und so die Entwicklung koordinierter und wirksamer 
Massnahmen im Rahmen des Aktionsplans ermöglicht. 
Langfristig ermöglichen Strategie und Aktionsplan so ein 
gemeinsames Handeln gegen Rassismus und Antisemi­
tismus, welches die Wirksamkeit der Prävention und des 
Schutzes vor Diskriminierung nachhaltig erhöht.



MONITORING
Hinschauen. Erfassen. Verstehen.

SCHUTZ
Gesehen werden. Gehört werden. 
Sicher sein.

INSTITUTIONELLE 
VERANKERUNG
Anerkennen. Verantwortung 
übernehmen. Verändern.

GESELLSCHAFTLICHES 
ENGAGEMENT
Gemeinsam lernen. 
Gemeinsam handeln.

Rassismus 
und Anti-
semitismus 
benennen – 
spezifisch 
bekämpfen

Wissen und 
Erfahrungen 
anerkennen – 
Betroffene 
einbeziehen

Mehrfachdis-
kriminierung
erkennen – 
Perspektiven 
verbinden

Gesellschaftli-
che Macht-
verhältnisse 
verstehen – 
systematisch 
vorgehen 
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Mit dem 4x4-Modell schafft die nationale Strategie 
gegen Rassismus und Antisemitismus einen strukturie­
renden operativen Rahmen für ein wirksames, koordi­
niertes Vorgehen auf nationaler, kantonaler und lokaler 
Ebene. Das Modell vereint vier Handlungsfelder mit 
vier Querschnittsdimensionen, die gemeinsam das 
Fundament für zielgerichtete Massnahmen bilden. 

3.1	 4x4: EIN NEUER 
ORIENTIERUNGSRAHMEN 
UND EIN PRÄVENTIONS-
INSTRUMENT

Das 4x4-Modell ist ein methodisches Instrument, um 
den Kampf gegen Rassismus und Antisemitismus 
gezielt und systematisch zu gestalten. Es verbindet vier 
Handlungsfelder mit vier Querschnittsdimensionen und 
schafft so einen integrierten Rahmen für eine wirksame 
und umfassende Präventionsarbeit.
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3.2	 HANDLUNGSFELDER 
UND QUERSCHNITTS-
DIMENSIONEN
Handlungsfelder – Was wir tun müssen

Die Handlungsfelder beschreiben die zentralen Aufga­
benbereiche der Strategie. Sie zeigen auf, wo die Prä­
vention und Bekämpfung von Rassismus und Antise­
mitismus vorrangig zu verstärken ist. Sie reichen vom 
Erfassen und vertieften Verstehen der Problemlage 
über die Verbesserung des Schutz und die institutio­
nelle Verankerung hin zur Förderung des gesellschaft­
lichen Engagements.

Querschnittsdimensionen – Wie wir vorgehen

Die Querschnittsdimensionen gelten bereichsüber­
greifend. Sie beschreiben grundlegende Prinzipien 
und Perspektiven, die bei allen Massnahmen in jedem 
Handlungsfeld mitgedacht werden müssen, unabhän­
gig vom Thema oder Akteur. Sie sorgen dafür, dass die 
Strategie konsequent, differenziert und wirksam umge­
setzt wird.

Gesellschaftliche Machtverhältnisse verstehen – 
systematisch vorgehen: Rassismus und Antisemitis­
mus als tief verankerte strukturelle und institutionelle 
Phänomene erkennen und in allen Lebensbereichen 
entsprechend und systematisch gegen strukturellen 
Rassismus handeln.

Mehrfachdiskriminierung erkennen – Perspektiven 
verbinden: Diskriminierungen aufgrund mehrerer inter­
sektionaler Merkmale zusammendenken und berück­
sichtigen.

Wissen und Erfahrungen anerkennen – Betroffene 
einbeziehen: Partizipation stärken, Expertise aus Be­
troffenenperspektive anerkennen und sichtbar machen.

Rassismus und Antisemitismus benennen – spezifisch 
bekämpfen.
Unterschiedliche Erscheinungsformen von Diskrimi­
nierung, Rassismus und Antisemitismus verstehen, 
spezifische Bedarfe berücksichtigen, präzise Sprache 
verwenden und differenzierte Massnahmen ergreifen.

Das Modell versteht sich als praxisorientiertes 
Arbeitsinstrument, mit dem konkrete Massnahmen 
in jedem Handlungsbereich konzipiert und entwickelt 
werden können. In jedem Handlungsfeld sind alle 
vier Querschnittsdimensionen mitzudenken, von der 
Planung über die Umsetzung bis zur Evaluation von 
Massnahmen. So wird sichergestellt, dass die Strategie 
ganzheitlich wirkt, langfristig Veränderungen bewirkt 
und die Prävention stärkt.



Rassismus und 
Antisemitismus 
benennen – 
spezifisch 
bekämpfen

Wissen und 
Erfahrungen 
anerkennen – 
Betroffene 
einbeziehen

Mehrfach-
diskriminierung
erkennen – 
Perspektiven 
verbinden

Gesellschaftliche 
Machtverhältnisse 
verstehen – 
systematisch 
vorgehen 

GESELLSCHAFTLICHES ENGAGEMENT 
Gemeinsam lernen. Gemeinsam handeln.
Die Prävention und Bekämpfung von Rassismus und Antisemitismus ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe, die nur gemeinsam erfolgreich bewältigt werden kann. 
Umfassende Bildung und Sensibilisierung zu Rassismus und Antisemitismus stärken 
das gemeinsame Verständnis. Durch Bündnisse sowie koordinierte Zusammen-
arbeit lassen sich Synergien nutzen und langfristige Wirkung erzielen – in Verwaltung, 
Bildungswesen, Zivilgesellschaft und Medien.

INSTITUTIONELLE VERANKERUNG
Anerkennen. Verantwortung übernehmen. Verändern.
Rassismus und Antisemitismus sind auch in Strukturen und Institutionen verankert und 
erschweren z.B. den Zugang zu gleichen Chancen in Bildung, Arbeit oder Wohnen. 
Um diese Barrieren zu erkennen und abzubauen, ist eine konsequente Auseinandersetzung 
sowie eine Öffnung der Institutionen erforderlich. Die institutionelle Verankerung der 
Rassismusprävention und Etablierung einer inklusiven Kultur fördert faire Zugänge und 
Teilhabe.

SCHUTZ
Gesehen werden. Gehört werden. Sicher sein. 
Rassismus und Antisemitismus gefährden die Grundrechte jedes Menschen, 
insbesondere das Recht, ohne Angst vor Diskriminierung, Bedrohung oder Gewalt 
zu leben. Sie grenzen Betroffene aus, schränken deren Sicherheit ein und unter-
graben das Vertrauen in Institutionen. Gezielte Schutzmassnahmen müssen sicherstellen, 
dass Betroffene ernst genommen, unterstützt und wirksam geschützt und gleichzeitig 
befähigt werden, ihre Rechte wahrzunehmen und aktiv auf Diskriminierung zu reagieren.

MONITORING
Hinschauen. Erfassen. Verstehen.
Um Rassismus und Antisemitismus wirksam zu bekämpfen, müssen sie 
sichtbar gemacht werden. Viele Vorfälle bleiben unsichtbar, da sie nicht gemeldet 
oder dokumentiert werden. Studien und verbessertes Monitoring schaffen 
Evidenz, machen Ausmass und Dynamiken erkennbar und bilden die Grundlage 
für gezielte Gegenmassnahmen und politische Entscheidungen.

Sichtbar machen, 
systematische 
Erfassung von Vor­
fällen und Studien 
nutzen, um struk­
turelle Zusammen-
hänge zu erkennen

Datenerhebungen 
und -erfassungen 
unter Berück-
sichtigung mehrerer 
Diskriminierungs­
merkmale ver-
bessern

Betroffene in Moni­
toring und Studien 
einbeziehen, 
Erfahrungshorizonte 
anerkennen

Präzise Klassi-
fikation von 
Vorfällen, Unter­
schiede in 
Erscheinungs-
formen erfassen

Schutzmassnahmen 
auf strukturelle 
Ursachen ausrich­
ten, institutionelles 
Handeln berück­
sichtigen

Schutzkonzepte 
entwickeln, die 
intersektionale 
Diskriminierung 
und spezifische 
Verletzlichkeiten 
adressieren

Betroffene in 
Schutzkonzepte 
und Meldesysteme 
einbinden

Schutzmassnah­
men differenziert 
an Bedrohungs­
lagen und Lebens­
weisen Betroffener 
anpassen

Strukturen analysie­
ren, institutionelle 
Barrieren identifizie­
ren, abbauen und 
Verhaltens- und 
Organisationskultur 
verändern

Institutionen 
befähigen, Mehr-
fachdiskriminierung 
zu erkennen 
und zu verhindern

Mitarbeitende und 
Führungspersonen 
in Institutionen 
sensibilisieren, 
Expertise der 
Betroffenen nutzen

Spezifische 
Formen in Institu­
tionen themati­
sieren und gezielt 
adressieren

Gesellschaftliche 
Machtverhältnisse 
in Bildung, Medien 
und Verwaltung 
thematisieren, 
Bündnisse nutzen

Kooperationen 
und Programme so 
gestalten, dass 
unterschiedliche 
Betroffenheiten 
einbezogen werden

Zivilgesellschaft 
aktiv einbinden, 
Partizipation 
stärken, Wissen 
aus der Praxis 
nutzen

Aufklärung, Bildung 
und Kampagnen 
zielgruppenspe­
zifisch gestalten, 
Unterschiede sicht­
bar machen

12
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HANDLUNGSFELD

Hinschauen. Erfassen. Verstehen.

MONITORING

Gesehen werden. Gehört werden. 
Sicher sein. 

SCHUTZ

Anerkennen. Verantwortung übernehmen. 
Verändern.

INSTITUTIONELLE VERANKERUNG

Gemeinsam lernen. Gemeinsam handeln.

GESELLSCHAFTLICHES ENGAGEMENT 

ERKANNTE BEDÜRFNISSE 

Rassismus, Antisemitismus und damit verbundene Diskriminierung 
werden mittels quantitativer und qualitativer Datenerhebungen und 
Forschung in all ihren Erscheinungsformen erfasst, über Zeit beob­
achtet und sichtbar gemacht, so dass fundierte Informationen über 
Ausmass, Dynamiken und betroffene Gruppen für die Entwicklung 
gezielter Massnahmen zur Verfügung stehen. 

Menschen, die von rassistischer oder antisemitischer Diskriminie­
rung oder Gewalt betroffen sind, erfahren wirksamen Schutz, ihre 
Sicherheit und Rechte werden gestärkt, und sie erhalten einfachen 
Zugang zu Unterstützung und Beratung. Staatliche Stellen gewähr­
leisten diesen Schutz systematisch und diskriminierungsfrei.

Institutionen und Regelstrukturen erkennen und beseitigen syste­
mische Formen rassistischer und antisemitischer Diskriminierung, 
fördern chancengleiche Zugänge und verankern Antirassismus- und 
Antisemitismusprävention dauerhaft in ihren Strukturen und Prozes­
sen.

Gesellschaftliche und institutionelle Akteure arbeiten koordiniert 
zusammen, tauschen Wissen aus und entwickeln gemeinsame 
Initiativen, sodass die Bildung zu Rassismus und Antisemitismus 
gestärkt, Prävention und Sensibilisierung gefördert und nachhaltige 
gesellschaftliche Wirkung erzielt wird.

3.3	 LEISTUNGSZIELE
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4.1	 AKTIONSPLAN 4.2	 ZUSTÄNDIGKEITEN
Die Strategie stellt die Grundlage dar für konkrete 
Massnahmen. Mit der Verabschiedung der Strategie 
beauftragt der Bundesrat die zuständigen Stellen auf 
Bundesebene, die Umsetzung in Form eines Aktions­
plans sicherzustellen. Gleichzeitig empfiehlt er den 
Kantonen, Städten und Gemeinden sowie weiteren 
relevanten Akteuren, die Strategie in ihren jeweili­
gen Handlungsbereichen umzusetzen und aktiv zur 
Erreichung der Ziele beizutragen. Der Aktionsplan 
startet 2026 und ist als iteratives Instrument konzi­
piert, das laufend angepasst und weiterentwickelt 
wird. Die beteiligten Stellen, insbesondere in den Be­
reichen Sicherheit und Recht, Personal und Arbeitswelt, 
Gesundheit und Soziales, Bildung und Kultur, Migration 
und Integration, internationale Zusammenarbeit sowie 
Statistik erfassen dabei bestehende Tätigkeiten, zeigen 
Handlungsbedarf auf und entwickeln darauf basierend 
konkrete Massnahmen. Realisierte Massnahmen wer­
den evaluiert und, sofern sie die angestrebten Wirkun­
gen erzielen, abgeschlossen.

Die Ausarbeitung der Massnahmen erfolgt in enger 
Zusammenarbeit der Behörden auf den verschiedenen 
föderalen Ebenen sowie betroffener zivilgesellschaft­
licher Organisationen. Von grosser Bedeutung sind 
dabei die KIP, deren bestehende Strukturen, Erfahrun­
gen und Praxis in die Entwicklung des Aktionsplans 
eingebunden werden. Der Prozess setzt auf gemein­
same Gestaltung, intersektionale Perspektiven und die 
gezielte Festigung von Strukturen und Massnahmen. 
Ein intensiver, von der FRB koordinierter Dialog stellt 
sicher, dass die Massnahmen gezielt die Wirksamkeit 
und Reichweite der Bekämpfung von Rassismus und 
Antisemitismus erhöhen.

Die Koordination der Umsetzung der nationalen Strate­
gie gegen Rassismus und Antisemitismus liegt bei der 
Fachstelle für Rassismusbekämpfung (FRB). Sie sorgt 
dafür, dass die Massnahmen über alle föderalen Ebe­
nen hinweg abgestimmt umgesetzt werden. 

Zur Umsetzung der Strategie werden zwei Gremien 
geschaffen: Eine Begleitgruppe mit Expertinnen und 
Experten aus Bundesbehörden, Kantonen, Städten 
und Gemeinden, Fachkonferenzen, Wissenschaft, aus­
serparlamentarischen Kommissionen und Zivilgesell­
schaft unterstützt als fachliches Beratungsgremium die 
Qualitätssicherung, Evaluation und Weiterentwicklung 
der Massnahmen. Sie gibt sich ein Jahresarbeitspro­
gramm und liefert Empfehlungen und Vorschläge zur 
kontinuierlichen Qualitätsentwicklung. Ein Nationales 
Forum führt Entscheidungsträgerinnen und -träger aus 
Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Bildung und Zivilgesell­
schaft zusammen, um die Rassismus- und Antisemi­
tismusprävention politisch zu verankern, ressortüber­
greifende Zusammenarbeit zu fördern und strategische 
Impulse zu setzen.

4 UMSETZUNG
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Die Umsetzung der Massnahmen des Aktionsplans wird 
kontinuierlich unter Koordination der FRB evaluiert und 
entsprechend weiterentwickelt. 2028 wird dem Bundes­
rat mit einem Zwischenbericht über den Stand der Um­
setzung von Strategie und Aktionsplan Bericht erstattet. 
Die Umsetzung und Wirksamkeit der Strategie werden 
2030 anhand der im Laufe von 2026 zu entwickelnden 
Indikatoren systematisch überprüft. Dabei wird sowohl 
der Fortschritt bei der Erreichung der übergeordne­
ten strategischen Ziele als auch bei den Zielen in den 
einzelnen Handlungsfeldern sowie hinsichtlich der 
Umsetzung der Empfehlungen der massgebenden 
internationalen Gremien bewertet. Die Ergebnisse der 
umfassenden Evaluation dienen dem Bundesrat als 
Grundlage, um den Stand der Zielerreichung zu beurtei­
len und Entscheidungen über die Weiterentwicklung der 
Strategie nach 2031 zu treffen.

4.4	 EVALUATION UND 
WIRKUNGSMESSUNG4.3	 RESSOURCEN

Die Umsetzung der Strategie gegen Rassismus und 
Antisemitismus erfolgt im Rahmen der bestehenden 
Ressourcen und Zuständigkeiten der Bundesstellen 
und Departemente. Dabei werden die bereits etablier­
ten Strukturen und laufenden Massnahmen beibehalten 
und gesichert, sodass die Kontinuität der bisherigen 
Arbeit verankert und gewährleistet bleibt. Die Hand­
lungsfelder sowie die für die erste nationale Strategie 
gewählten Querschnittsdimensionen verfolgen das Ziel, 
die Bekämpfung von Rassismus und Antisemitismus 
dauerhaft in den regulären Strukturen zu verankern. 
Dies bedeutet, dass alle zuständigen Stellen ihrer Ver­
antwortung gerecht werden müssen. In diesem Sinne 
sind sie verpflichtet, diskriminierungsfreie Praktiken 
umzusetzen und deren Einhaltung sicherzustellen. Die 
Massnahmen werden nach Möglichkeit in bestehende 
Strukturen eingebettet und mit den verfügbaren Mitteln 
finanziert. 
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